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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der 
deutschen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 
Mitgliedern vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene.  

 
 
Der Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins (DAV) begrüßt den 
Richtlinienentwurf (RL-E) der Europäischen Kommission über Verfahrensgarantien in 
Strafverfahren für verdächtige oder beschuldigte Kinder in großen Teilen. Dieser 
berücksichtigt weitgehend die jugendtypischen Verfahrensgestaltungserfordernisse und 
führt EU-weit zu Verfahrensgarantien auf hohem Niveau. Dies ist in Anbetracht der 
strukturell schwächeren Stellung eines Kindes im Strafverfahren von großer Bedeutung. 
Wichtig ist auch, dass bei den Diskussionen über die Richtlinie stets der 
Erziehungsgedanke im Vordergrund steht.  

Einige wenige Punkte sind im Entwurf der Kommission verbesserungswürdig – auch die 
im Juni 2014 vom Rat erzielte Allgemeine Ausrichtung (AA) sieht insofern nicht die 
wünschenswerten Änderungen vor, sondern schränkt die im RL-E vorgesehenen 
Verfahrensgarantien leicht ein.   

„Kind“ im Sinne des Richtlinienentwurfs ist jede Person, welche das 18. Lebensjahr 
noch nicht beendet hat (Art. 3 RL-E, so auch Art. 3 AA). 

Die Beschränkungsmöglichkeiten des unabdingbaren Rechts eines Kindes auf Zugang 
zu einem Rechtsbeistand sind zu klären. Des Weiteren ist es erstrebenswert, 
Rechtssicherheit hinsichtlich des Anwendungsbereichs der Richtlinie auf im Laufe des 
Verfahrens volljährig gewordene Verdächtige zu schaffen. Audiovisuelle 
Aufzeichnungen von Vernehmungen von Kindern schaffen Überprüfbarkeit und damit 
Rechtssicherheit und stellen insofern eine erstrebenswerte EU-weite Anpassung an den 
Stand der Technik dar. Weiter sind die Möglichkeiten der Abwesenheitsverurteilung von 
Kindern zu streichen und ist die Nichtöffentlichkeit der Verhandlung ein wichtiger 
Grundsatz – beides ist dem Erziehungsgedanken, der dem Verfahren inhärent sein 
sollte, geschuldet. 

Im Einzelnen: 

 
1. Anwendungsbereich der Richtlinie (Art. 2 RL-E) 
 

Es ist begrüßenswert, dass die Richtlinie auch für Straftaten gelten soll, die ein 
Verdächtiger als „Kind“ i.S.d. RL-E begangen hat, auch wenn er im folgenden 
Ermittlungsverlauf volljährig geworden ist. Zu bevorzugen wäre es jedoch, sowohl in 
Artikel 2 Absatz 1 wie auch demzufolge in den Erwägungsgründen 8  und 9 auf das 
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Alter zum Zeitpunkt der Tatbegehung abzustellen. So wird die sehr willkürliche 
Abhängigkeit der Anwendung der Richtlinie von der Kenntnis des Verdachts 
vermieden und Rechtssicherheit geschaffen. Die Entscheidung, ob auch im Laufe 
des Verfahrens volljährig gewordene beschuldigte Kinder in den 
Anwendungsbereich fallen, in das Belieben der Mitgliedstaaten zu stellen, läuft dem 
Ziel der Richtlinie entgegen, für Rechtsvereinheitlichung und ein dadurch gestärktes 
gegenseitiges Vertrauen zu sorgen.  

Der DAV begrüßt, dass den Mitgliedstaaten in Erwägungsgrund 10 nahegelegt wird, 
die Verfahrensgarantien auch auf Personen, die zum Zeitpunkt der Verdächtigung 
oder Beschuldigung bereits 18 sind,  bis diese Personen 21 Jahre sind,  
anzuwenden. Es wäre zudem begrüßenswert, wenn die Richtlinie ein Mindestalter 
festlegen würde, bei dessen Unterschreiten zum Tatzeitpunkt keine strafrechtliche 
Verfolgung erfolgen darf. 

 

2. (Unabdingbares) Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand (Art. 6 RL-E, 
Art. 6a AA)  
 

a) Das gemäß Artikel 6 RL-E unabdingbare Recht auf Zugang zu einem 
Rechtsbeistand ist begrüßenswert. Nur durch die zwingende Anwesenheit eines 
Anwaltes kann der Bedeutung der Rechte des Kindes, welche es altersbedingt 
im Umgang mit den Ermittlungsbehörden und vor Gericht selbst nicht 
vollumfänglich wahrnehmen kann, ausreichend Rechnung getragen werden. Der 
DAV erkennt dabei an, dass im Jugendstrafrecht eine schnelle Klärung der 
Schuldfrage ein wichtiger Faktor für die weitere Entwicklung des betroffenen 
Kindes ist. Hierbei gilt es jedoch zu beachten, dass ein Strafverfahren durch die 
Beteiligung eines Strafverteidigers entweder gar nicht oder nur unwesentlich 
zeitlich verlängert wird. Vielmehr sorgt die Teilnahme des Rechtsbeistandes auf 
Seiten des Kindes für die Einhaltung der Verfahrensregeln. 

 
b) Dass Art. 6 a) AA gewisse Einschränkungen des unabdingbaren Rechts auf 

Zugang zu einem Rechtsbeistand vorsieht, ist der jugendgerechten 
Verfahrensgestaltung in einigen Situationen abträglich. Wenn etwa ein Kind einer 
Straftat verdächtigt wird, die weder besonders komplex ist, noch das Kriterium 
der Schwere in Abs. 1 a) (ii) AA erfüllt und mit keiner hohen Strafe für genau 
diese Straftat zu rechnen ist, aber – im Wiederholungsfall – der Widerruf einer 
Bewährung droht, so könnte hier eine Lücke entstehen, in der sich das Kind 
ohne anwaltlichen Beistand vorfinden würde, diesen aber unzweifelhaft 
benötigen würde.  Des Weiteren ist unklar, wann ein Freiheitsentzug als „kurz“ 
i.S.d. Art. 6 b) AA zu bewerten ist. Die Erwägungsgründe geben hier zwar 
Anhaltspunkte, lassen aber Auslegungsspielraum, der bei der Umsetzung durch 
nationale Gesetzgeber zu Rechtsbeschränkungen führen könnte. 
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c) Die Bezugnahme auf die RL 2013/48/EU (Recht auf Rechtsbeistand) in Art. 6 
Abs. 1 RL-E wirft Probleme auf, da nach deren Art. 2 Abs. 4 a) und b) das Recht 
auf Rechtsbeistand eingeschränkt gilt, wenn eine Freiheitsstrafe nicht droht oder 
wenn eine Behörde, die nicht Gericht ist, Sanktionen vorsehen kann. 
Problematisch ist aus Sicht des DAV, wenn dem Kind Maßnahmen wie etwa ein 
kurzer Arrest drohen. Diese Maßnahme gilt möglicherweise nicht als 
Freiheitsentzug, so dass Art. 2 Abs. 4 b) der Richtlinie zum Recht auf 
Rechtsbeistand greifen würde. Diese Ausnahme könnte auch dann anwendbar 
sein, wenn erst ein drohender Bewährungswiderruf zu einer Freiheitsstrafe 
führen kann (s.o. lit. b). Für derartige Konstellationen muss eine Klarstellung 
erfolgen. Die benannten Beispiele zeigen Fälle auf, in denen die zur Umsetzung 
des Fahrplans des Rates zu den Beschuldigtenrechte aus dem Jahr 2009 
ergangenen Maßnahmen zusammenwirken, in denen aber noch 
Klarstellungsbedarf besteht. Zwar hat die Kommission in ihrer Mitteilung zur 
Justizagenda 2020 vom März 2014 bereits konsolidierende Maßnahmen 
angekündigt, um die verschiedenen Umsetzungsmaßnahmen miteinander in 
Einklang zu bringen. Es ist aber unabdingbar, dass sich bereits die hier 
kommentierte Richtlinie bestehenden Problemen in der Überschneidung von 
Richtlinien annimmt.  
 
 

3. Audiovisuelle Aufzeichnung von Befragungen (Art. 9 RL-E, Art. 21 AA) 
 

Der DAV fordert seit längerer Zeit die audiovisuelle Aufzeichnung von 
Vernehmungen während des gesamten Strafverfahrens zum Ausschluss von 
Verfahrensverstößen (siehe DAV-Stellungnahme Nr. 3/2014 zur Initiative „Assises 
de la Justice“ der Europäischen Kommission – Eckpfeiler der Justizpolitik der Jahre 
2014-2020, S. 14). Die in Art. 9 RL-E vorgesehene audiovisuelle Aufzeichnung von 
vor der Anklage durchgeführten Befragungen (außer im Falle ihrer 
Unverhältnismäßigkeit, jedenfalls aber bei Freiheitsentzug des Kindes) ist zu 
begrüßen. Insbesondere bei Kindern gibt die Aufzeichnung einen gewissen Schutz 
davor, dass das jugendliche Alter der verdächtigen bzw. beschuldigten Person  
durch Strafverfolgungsbehörden ausgenutzt werden könnte. Der Rat schränkt die 
Möglichkeit der audiovisuellen Aufzeichnung der Befragung von Kindern deutlich 
ein. Einerseits müssen Mitgliedstaaten nicht mehr die audiovisuelle Aufzeichnung, 
sondern lediglich die Möglichkeit einer audiovisuellen Aufzeichnung sicherstellen. 
Andererseits sieht der Rat im Falle des Freiheitsentzugs die audiovisuelle 
Aufzeichnung nicht mehr bedingungslos vor. Diese Beschränkungen sind nicht 
ausreichend trennscharf und könnten zudem zu Rechtslücken führen.  

Mitgliedstaaten mögen für die Nichteinführung audiovisueller Aufnahmetechnik 
finanzielle Gründe anführen. Hier gilt es jedoch zu beachten, dass eine durch eine 
einmalige Investition erfolgende Anpassung des Gerichtsverfahrens an den in 
einigen Mitgliedstaaten längst üblichen Stand der Technik durch das Mehr an 
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Verfahrenssicherheit eindeutig aufgewogen wird. Dass der Datenschutz beim 
Umgang mit audiovisuellen Aufzeichnungen zu berücksichtigen ist, ist 
selbstverständlich und wird durch die Umsetzung des Datenschutzpakets in Zukunft 
besiegelt werden.    

Dass Art. 21 AA die finanzielle Rückforderungsmöglichkeit für die durch nach Art. 9 
(sowie Art. 7 und 8) durchgeführten Maßnahmen generierten Kosten im Falle der 
Verurteilung des Kindes vorsieht, ist insofern nicht zu begrüßen, als der einzige 
Ausschlussgrund, sprich die Gefährdung der weiteren Entwicklung des Kindes, 
denkbar unterschiedlich umgesetzt bzw. ausgelegt werden kann. 

 

4. Recht auf besondere Behandlung bei Freiheitsentzug (Art. 12 RL-E) 
 

Der DAV hält den in Abs. 1 1. HS aufgestellten Trennungsgrundsatz für den 
Erwachsenen- und den Jugendstrafvollzug für einen wichtigen Grundsatz des 
Jungendstrafverfahrens. Dass der 2. HS eine Ausnahmemöglichkeit im Einzelfall 
(„es sei denn das Wohl des Kindes erfordert etwas anderes“) vorsieht, ist nicht 
verständlich, weil weder die Bedingungen für den Eintritt dieses Ausnahmefalls, 
noch wer der Entscheidungsträger hierfür ist, konkretisiert werden.  

 

5. Zügige und sorgfältige Bearbeitung der Fälle (Art. 13 RL-E) 
 

Der DAV ist besorgt, dass die gewünschte „zügige Bearbeitung“ zu Lasten der 
Überprüfbarkeit des erstinstanzlichen Urteils durch ein Rechtsmittel gehen könnte. 
Der Richtlinientext muss hier klarer formuliert sein. 

 

6. Grundsatz der Nichtöffentlichkeit (Art. 14 RL-E) 

Es ist zu begrüßen, dass die Öffentlichkeit bei Verfahren, die sich gegen Personen 
unter 18 Jahren richten, nach dem RL-E grundsätzlich ausgeschlossen sein soll. 
Dadurch wird entwicklungspsychologischen und jugendpädagogischen Erwägungen 
Rechnung getragen. Nur bestimmten Personen wie den Erziehungsberechtigten 
generell oder anderen Personen im durch das Gericht zu bescheidenden Einzelfall 
sollte die Anwesenheit in der Verhandlung erlaubt sein. Die Ausnahmemöglichkeit 
nach Abs. 1 2. HS sollte zumindest in den Erwägungsgründen noch näher erläutert 
werden. 

Die in Art. 14 Abs. 1 und 2 AA vorgesehene Beschränkung des Grundsatzes der 
Nichtöffentlichkeit auf den „Schutz der Privatsphäre“ und „geeignete Maßnahmen“ 
für diesen werden den oben genannten Erfordernissen nicht gerecht. 
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7. Recht auf persönliches Erscheinen des Kindes zur Verhandlung (Art. 16 
RL-E)  

Die Anwesenheit von Personen unter 18 Jahren in den sie betreffenden 
Gerichtsverhandlungen ist bereits aus dem Erziehungsgedanken des 
Jugendstrafrechts heraus unabdingbar. Verhandlungen in Abwesenheit der 
Angeklagten sind generell, ganz besonders aber wenn der oder die Angeklagte 
unter 18 Jahre alt ist – abzulehnen (s. DAV-Stellungnahme Nr. 15/2014 zum 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Stärkung bestimmter Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts auf 
Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren COM(2013) 821, S. 9 f.). Absatz 
2 geht aber von der Möglichkeit eines Schuldspruchs in Abwesenheit aus. Das ist 
mit der erzieherischen Wirkung des Jugendverfahrens nicht in Einklang zu bringen. 

 

8. Schulungen (Art. 19 RL-E)  

Gesonderte Schulungen für Verteidiger und für andere Verfahrensbeteiligte stellen 
eine geeignete Maßnahme dar, um einen insgesamt kindgerechten 
Verfahrensablauf zu garantieren. Dabei ist politisch wünschenswert, dass diese 
Schulungsverpflichtung auch – wie von der Kommission vorgesehen – für 
Gefängnisbedienstete gilt und nicht lediglich – wie in der Allgemeinen Ausrichtung 
vorgesehen – nur für Mitarbeiter von Gewahrsamseinrichtungen. 

 


